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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Bürgerbeteiligung, 
Völkerverständigung und Integration -

Punkt 8 der öffentlichen Sitzung am 07. Juli 2015

Vorlagen-Nr. 14-F-05-0019

Tätigkeit des Präventionsrates
- Antrag der FDP-Stadtverordnetenfraktion vom 05.11.2014 -

Der Ausschuss für Bürgerbeteiligung, Völkerverständigung und Integration hat auf seiner Sitzung 
vom 25. März 2014 den Magistrat gebeten, einen Bericht über die Tätigkeit des Präventionsrates 
abzugeben. 

Insbesondere ging es darum, welche Konzepte und Strategien der Präventionsrat erarbeitet hat, 
um die Sicherheit in Wiesbaden zu erhöhen.

Leider ist der Magistrat auch nach mehr als sieben Monaten dieser Bitte nicht nachgekommen.

Der Ausschuss möge daher beschließen:

Der Magistrat wird aufgefordert, den Beschluss Nr. 0029 des Ausschusses für Bürgerbeteiligung, 
Völkerverständigung und Integration vom 25. März zeitnah umzusetzen.

Beschluss Nr. 0053

1. Der Bericht des Magistrats (Dezernat VII) vom 24.04.2015 wird zur Kenntnis genommen.

2. Der Magistrat (Dezernat VII) wird gebeten, möglichst in der Sitzung des Ausschusses für 
Bürgerbeteiligung, Völkerverständigung und Integration am 22.09.2015 über die 
Tätigkeitsschwerpunkte der AG Perspektive zu berichten.

(antragsgemäß Magistrat 19.05.2015 BP 0313)
 

Herrn Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .07.2015
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Apel
Vorsitzende
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Der Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .07.2015

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Nickel
Stadtverordnetenvorsteher

Der Magistrat Wiesbaden,     .07.2015
    - 16 - In Vertretung des Oberbürgermeisters

Dezernat VII zu Ziffer 2 Goßmann
mit der Bitte um weitere Veranlassung Bürgermeister
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